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Antworten auf Ihre Wahlprüfsteine
Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Übersendung der Wahlprüfsteine des Landesverbands 
Hauskrankenpflege Sachsen-Anhalt. Unsere Antworten lauten wie folgt:

1. Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem Dienst – Doppelprüfungen 
vermeiden

Sind Sie für eine Zusammenlegung von Heimaufsicht und Medizinischem Dienst zu einer 
gemeinsamen Prüfbehörde?

Die Aufgabenteilung von Heimaufsicht und MD ist klar voneinander abzugrenzen, um 
Parallelstrukturen zu vermeiden. Als Teil der landespolitischen Rechtsaufsicht und als Teil 
der Selbstverwaltung erscheinen uns beide Einrichtungen grundsätzlich sinnvoll. Beide 
sollen allerdings mit einer eintägigen Ankündigungsfrist arbeiten, damit Prüfungen 
stringent und vorbereitet vorgenommen werden können.

Sollten Doppelprüfungen begrenzt oder soweit möglich auf wenige bzw. gemeinsame 
Prüfungstermine im Jahr gebündelt werden?

Ja. Insb. die Koordinierung und Abstimmung verschiedener Prüfungen ist dringend 
anzugehen. Damit nicht mehrfach identische Daten erhoben und Prüfverfahren durchlaufen 
werden müssen. Der zeitliche und administrative Aufwand für die Einrichtungen ist zu 
minimieren.

2. Begrenzung des pflegebedingten Eigenanteils

Sollte der pflegebedingte Eigenanteil für Versicherte gesetzlich auf einen festen Maximalbetrag 
begrenzt werden? Was könnten aus Sicht Ihrer Partei geeignete Lösungsansätze für diese 
Fragestellung sein?
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Antwort auf die Fragen 2, 3 und 8:

Die Problematik der stetig steigenden Eigenanteile in der stationären Pflege und damit 
verknüpft auch die steigende finanzielle Belastung der Kommunen, wollen wir auf 
Landesebene durch zwei Maßnahmen in den Griff bekommen: Das Land soll sowohl in die 
Finanzierung der Investitions- wie der Ausbildungskosten einsteigen. Diese beiden 
Kostenblöcke sollen also spürbar aus dem Eigenanteil der Pflegebedürftigen 
herausgerechnet werden. 

Sowohl die Investitionskosten wie auch die Ausbildungskosten sind gesamtgesellschaftliche
Aufgaben. Deren Finanzierung einzig auf die Heimbewohner*innen umzulegen, ist 
unsolidarisch. Mit einem Einstieg des Landes in die Finanzierung wollen wir das 
Solidarprinzip stärken.

3. Investitionskosten in der Pflege

Sollte die Pflegeversicherung so reformiert werden, dass neben den Pflegekosten auch die 
Investitionskosten abgedeckt werden? Hat Ihre Partei andere Vorschläge zur Refinanzierung von 
Investitionskosten?

Vgl. Antwort auf Frage 2.

4. Flexibles Gesamtbudget für Pflegeleistungen

Sollten die bisher getrennten Budgets zu einem einheitlichen und flexibel nutzbaren 
Gesamtbudget für Pflegebedürftige zusammengeführt werden?

Der Ansatz des Gesamtbudgets ist in die Überlegungen zur Reform der Pflegeversicherung 
sicherlich aufzunehmen. Von Landesseite werden wir diese bundespolitischen Debatten eng 
verfolgen, da gerade in unserem Land viele Menschen auf diese Leistungen angewiesen 
sind. Die Leistungsgewährung ist daher möglichst flexibel und barrierefrei zu gestalten, 
damit alle Anspruchsberechtigten diese auch faktisch nutzen können.

5. Führerscheinkosten für Auszubildende in der ambulanten Pflege

Befürworten Sie eine staatliche Übernahme der Führerscheinkosten für Auszubildende in der 
ambulanten Pflege?

Ja. Grundsätzlich wollen wir die Mobilität junger Menschen durch ein vergünstigtes D-Ticket
fördern.

6. Fachkraftquote und individuelle Personalbemessung in der Nacht

Ist die Abschaffung der nächtlichen Fachkraftquote aus Ihrer Sicht ein geeigneter Ansatz, um den
Personalmangel zu bewältigen und gleichzeitig die wirtschaftliche Situation der Einrichtungen 
zu entlasten? 

Nein. Die Personalverordnung für stationäre Einrichtungen formuliert für die Nachtschicht 
eine sinnvolle und nötige Mindestpersonalzahl samt Fachkraftquote. Im Sinne guter Arbeit 



und qualitativer Pflege wollen wir diese Mindeststandards beibehalten.

Sollte die Personalbemessung in der Nacht stärker an der tatsächlichen Bewohnerstruktur 
ausgerichtet werden, statt an einer starren Quote?

Zur Justierung der Vorgaben in der Personalverordnung nach WTHG ist diese zu evaluieren. 
Gestaffelte bzw. flexible Personalvorgaben je nach Bewohnerstruktur und deren Bedarfen 
können ein Ergebnis solch einer Evaluation sein. Letztlich gibt die Personalverordnung nur 
eine Mindestgröße an.

7. Vergütungsverhandlungen in der Pflege

Sollten Vergütungssätze nach einer festgelegten Frist verbindlich festgesetzt werden können, 
wenn keine Einigung erzielt wird? Wie könnte eine praktikable Lösung diesbezüglich aussehen?

Die Selbstverwaltung im Gesundheits- und Pflegebereich ist ein hohes Gut. In die 
Verhandlungen zu den Vergütungssätzen sollte sich Politik daher grundsätzlich nicht 
einmischen. Daher wäre die zentrale Frage: wer eine verbindliche Festlegung vornehmen 
sollte. Die bisherigen Regelungen, Festlegungen über eine paritätisch besetzte Schiedsstelle
zu erreichen, erscheinen uns weiterhin dafür geeignet.

8. Finanzierung der Pflegeausbildung

Befürworten Sie eine stärkere Refinanzierung der Ausbildungskosten in der Pflege durch 
Steuermittel? 

Ja. Das Land sollte sich an den Ausbildungskosten beteiligen. 

9. Verstaatlichung des Pflegesektors

Befürworten Sie eine Verstaatlichung des Pflegesektors?

Trägervielfalt, Subsidiarität und Selbstverwaltung als Strukturprinzipien des Gesundheits- 
und Pflegesektors halten wir für geeignet und geboten, die bestehende Versorgung 
bestmöglich zu sichern und angesichts der aktuellen Herausforderungen 
weiterzuentwickeln. Das Miteinander von staatlichen Akteuren und kommunalen, freien 
sowie privaten Trägern wollen wir durch landesweite kommunale Gesundheits- und 
Pflegekonferenzen befördern. Wir wollen in Zukunft stärker auf Kooperation und 
gemeinsame Strukturen setzen. Die Kommunen als Rahmen dieser Kooperation wollen wir 
dafür in ihrer Rolle im Bereich Gesundheit stärken. Der ÖGD Pakt war dafür ein guter Anfang,
den es weiter zu führen gilt. 

Zur Stärkung der Selbstverwaltung und der Professionen im Gesundheitsbereich wollen wir 
eine Pflegeselbstvertretung als Körperschaft des öffentlichen Rechts vom Land aus initiieren
und finanzieren. Damit Registrierung der Fachkräfte, Berufsordnung und 
Weiterbildungsordnung selbstbestimmt von der Pflege selbst für die Pflege entwickelt und 
in Kraft gesetzt werden können.



10. Finanzierung zukünftiger Pflegereformen

Schließen Sie eine Pflegereform aus, die ausschließlich durch Umverteilung innerhalb des 
bestehenden Budgets finanziert wird und dadurch zu Leistungskürzungen für Pflegebedürftige 
führen könnte? Was haben Sie für Finanzierungsansätze?

Auch im Bereich der Pflege setzen wir auf das Prinzip Bürgerversicherung. Natürlich gilt es 
auf der Seite der Kostenentwicklung auf eine Stärkung der Prävention, auf effiziente 
Leistungserbringung und neue digitale Lösungen zu setzen, um Kosten zu sparen. Aber 
gleichzeitig gilt es die Einnahmenseite in den Blick zu nehmen und beispielsweise 
Selbstständige, Beamte und Abgeordnete mit in das Solidarsystem aufzunehmen. Ebenso 
müssen Kapital- und Mieteinnahmen berücksichtigt werden.

11. Zukünftige Ausgestaltung des Pflegegeldes

Soll die direkte Auszahlung von Pflegegeld an Pflegebedürftige bzw. deren Pflegepersonen wie 
bisher fortgeführt werden?

Ja.

Halten Sie Reformen – einschließlich möglicher Einschränkungen oder einer Abschaffung des 
derzeitigen Pflegegeldes zugunsten stärker zweckgebundener Leistungen für erforderlich, um die 
Qualität der Versorgung sicherzustellen?

Grundsätzlich wollen wir das bestehende Pflegegeld beibehalten, dass den Betroffenen und 
Angehörigen eine flexible Nutzung je nach individuellen Bedarfen und Wünschen 
ermöglicht. 

Um eine zielgerichtete und wirksame Nutzung der Gelder zu gewährleisten, setzen wir auf 
Beratungsangebote für die Betroffenen. Ebenso auf Qualifizierung und Zertifizierung von 
Leistungsangeboten gerade im Bereich der ehrenamtlichen Angebote. Ein 
professionalisiertes freiwilliges Engagement etwa in der Nachbarschaftshilfe samt 
niedrigschwelligen Anlaufpunkte wie Senioren-Cafés und Seniorenbüros sorgen unseres 
Erachtens für die bestmögliche Gewährleistung von persönlicher Selbstbestimmung und 
zielgerichteter Hilfe und Unterstützung.

12. Regional übliches Entgeltniveau

Sind Sie für eine Evaluierung oder Anpassung der Regelungen zum regional üblichen 
Entgeltniveau, um eine nachhaltige Finanzierung der Pflegeeinrichtungen sowie eine Begrenzung
der Eigenanteile für Pflegebedürftige sicherzustellen? Welche Maßnahmen planen Sie, um 
sowohl die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Pflegeeinrichtungen als auch die finanzielle 
Zumutbarkeit für Pflegebedürftige künftig sicherzustellen?

Gute Pflege heißt auch gerechte Entlohnung. Pflegefachkräfte leisten tagtäglich 
hochprofessionelle Arbeit. Sie sichern Versorgung und Würde einer besonders vulnerablen 
Bevölkerungsgruppe. Maßnahmen wie die Vorgaben zum regional üblichen Entgeldniveau 
begrüßen wir daher grundsätzlich.



Klar ist aber auch: steigende Löhne dürfen nicht einzig bei den Bewohner*innen der Heime 
aufschlagen, sondern sind solidarisch zu finanzieren. Einen Umbau der Pflegeversicherung 
hin zu einer Vollkaskoversicherung, zumindest eine Deckelung der Eigenanteile durch den 
sogenannten “Sockel-Spitze-Tausch” halten wir daher für sinnvoll. 

Wir hoffen, Ihnen und Ihren Mitgliedern mit diesen Antworten weitergeholfen zu haben.

Mit freundlichen Grüßen

Susan Sziborra-Seidlitz Dennis Helmich
Landesvorsitzende Landesvorsitzender


